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ThurgauDonnerstag, 28. August 2025

Schock, Angst und eine Entschuldigung
Der ThurgauerGrosse Rat hat amMittwoch über eineMotion zum Islamunterricht an öffentlichen Schulen diskutiert.

Viviane Vogel

Das Resultat haben sich die
Ratsmitglieder in einerhitzigen
Debatte erarbeitet:Mit 73Nein-
zu 49 Ja-Stimmen lehnt der
ThurgauerGrosseRat eineMo-
tion gegen Islamunterricht in
Volksschulräumen ab. Sie hätte
vorgesehen, dass Schulgemein-
den ihreRäumenur für denRe-
ligionsunterricht von staatlich
anerkanntenKirchenzurVerfü-
gung stellendürften.Alle anwe-
senden SVP- und EDU-Mitglie-
der stimmendafür.Vierweitere
Ja-Stimmen kommen aus der
Mitte/EVP Fraktion. Der Rest
desGrossenRates lehntdieMo-
tion ab.

LautErstunterzeichnerHer-
mannLei hättedieMotionklar-
stellen wollen, dass nur die bei-
den christlichenLandeskirchen
(katholisch und evangelisch)
Volksschulräume nutzen dürf-
ten. Lei sagt: «DieMuslime for-
derndurchdenneuenLehrplan
und den Unterricht in öffentli-
chen Schulräumen ein staatli-
chesGütesiegel und letztlichöf-
fentliche Anerkennung ein.»

StephanieEberle (SVP,Wän-
gi) spricht als Präsidentin der
SchulgemeindeWängiundsagt:
«Viele Muslime akzeptieren
unsere christlichenGrundwerte
nicht.»Sokommeeszudiversen
Verweigerungen, unter ande-
rem von muslimischen Jungen,
die der Lehrerin keinen mor-
gendlichen Händedruck geben
wollten. «UndCervelats dürfen
auf einer Schulreise nicht auf
demselben Rost gebrätelt wer-
den, weil sie unrein sind.»

Eberle findet wie alle sechs
Votantender SVP, dass die Leh-
rendesKoransnichtmit Schwei-
zer Werten wie der religiösen
Toleranz vereinbar seien. Sie
sagt: «Das ist lediglich ein
Wunschbild des unterwürfigen
Westens.»

IhrParteikollegeDanielAmrhein
(SVP, Balterswil) fragt nach der
Aufsichtspflicht desRegierungs-
rates: «Die christlichen Grund-
werte geraten zunehmend unter
Druck,auchinnerhalbderBehör-
den.» Jürg Wiesli (SVP, Dozwil)
verweist auf einen Zwischenfall,
der sich im Januar 2024 in
Deutschland ereignet hat. Dort
haben gemäss deutschen Me-
dienberichtenOberstufenschüler
versucht, die radikalen Gesetze
derSchariaaufdemPausenplatz
auszurufen. Wiesli sagt: «Über-
legteuchgut,obwirdieseProble-
me an unsere christlichen Schu-
lenholenwollen.»

KeinEinfluss
aufdie Imame
Auch von der Mitte hat mit
FranzEugster (Bischofszell) ein
Kantonsrat die Motion unter-

zeichnet. Er sagt: «Bei der Aus-
bildung unserer Lehrpersonen
haben wir durch die pädagogi-
sche Hochschule Einfluss. Bei
den Imamen ist das nicht der
Fall.» Deshalb wolle er die
Volksschulräume nicht für Is-
lamunterricht hergeben. «Wir
haben keine Kontrolle in der
Moschee und auch nicht im
Klassenzimmer.»

MarcelWittwer (EDU,Scho-
cherswil) fragt: «Wenn es kein
Problem gäbe, warum investie-
renwir dann Zeit undGeld, um
Extremismus zu verhindern?»
Er spricht damit die Fördergel-
der an, die von der Schweizer
Bundespolizei imRahmeneines
nationalen Aktionsplans in den
Thurgauer Lehrplan für Islam-
unterricht geflossen sind. Witt-
werwirft derSchweizvor, sieku-
sche vor der «islamischen Ge-

fahr» und kritisiert gleich den
ganzen Westen: «Mir ist keine
andere Kultur bekannt, die so
wenig Selbstrespekt hat.»

Vorwurfder
Pauschalisierung
Für dieGLP ist das VotumWitt-
wers inakzeptabel und angstge-
trieben. GLP-Präsident Reto
Ammann (Weinfelden) sagt:
«Wir distanzieren uns ganz klar
von dem Gesagten. Eine ganze
Religion pauschal abzuwerten,
gehtgarnicht.»SeineParteikol-
leginNicoleZeitner (GLP, Stett-
furt) entschuldigt sich gar bei
den Besuchenden auf der Gale-
rie – unter anderem der Kreuz-
linger ImamRehanNeziri – «als
KantonsrätinundChristin».Ce-
lina Hug (GLP, Romanshorn)
sagt: «Mich irritiert besonders,
dassdieseMotionauseinemLa-

ger kommt,das sonst für Selbst-
verantwortungundwenigerRe-
gulierung einsteht.»

Das Argument der Gemein-
deautonomie wird von SP und
FDP oft genannt, und auch die
Grünen stellen sich «gegen un-
nötige Vorschriften», wie Ueli
Keller (Grüne,Bischofszell) sagt.
Ursula Senn-Bieri (SP, Weinfel-
den) sagt: «Das ist ein Frontal-
angriffaufdieGemeindeautono-
mie.» Der Lehrplan sei vom
interreligiösenArbeitskreis aus-
gearbeitet worden, um Inhalte
offenzulegenundfürAussenste-
hende nachvollziehbar zu ma-
chen.«StattdogmatischenStrö-
mungenausgeliefert zusein, sol-
len die Jugendlichen ihre
Herkunft reflektieren können.»

Christian Koch (SP, Matzin-
gen) beklagt eine «exzessive
Verbotskultur». Er sagt: «Was

soll als Nächstes verboten wer-
den, das Denken?» Er sieht
darin ein «letztlich totalitäres
Vorhaben».

ClaudioBernold (FDP,Frau-
enfeld) nennt ein kantonales
Verbot «unverhältnismässig»
und warnt vor einer Pauschali-
sierung einer ganzenReligions-
gemeinschaft.Er sagt: «Inunse-
remRechtssystembestrafenwir
Individuen, nicht ganze Ge-
meinschaften.» Thomas Nie-
derberger (FDP, Kreuzlingen)
sagt als Stadtpräsident von
Kreuzlingen: «Der Imam bei
uns ist ein geschätzter Kultur-
vermittler.»

Der Thurgauer FDP-Präsi-
dent Gabriel Macedo (Amris-
wil), dermit einerMuslima ver-
heiratet ist, gibt sich «ehrlich
schockiert» vonderDebatte, ei-
nige Aussagen seien «gefähr-
lich nahe anRassismus» gewe-
sen. «IndenKreisendes Islams,
die ich kenne, sehe ich nicht die
Karikatur, die heute hier ge-
zeichnetwird.»Macedowarnt:
Wer pauschaleUnterstellungen
verbreite,spalte damit die Ge-
sellschaft und gefährde den
Frieden.

KritischeVoten
ernstnehmen
Regierungsrätin Denise Neu-
weiler begründet die Ableh-
nung der Motion ebenfalls mit
der Gemeindeautonomie und
demUmstand, dass der Islam-
unterricht in den vier Thurgau-
er Schulgemeinden Kreuzlin-
gen, Romanshorn, Sulgen und
Bürglen bisher zu keiner Bean-
standung geführt habe. Zu-
gleich richtet sie sich mit den
folgenden Worten an die Ver-
antwortlichen des Lehrplans:
«NehmenSie die kritischenVo-
ten ernst. Die negativen Ereig-
nisse im Zusammenhang mit
dem Islam tragennicht zumehr
Vertrauen in den Islam bei.»

Zwischen Spassgesellschaft und Bevormundung
Die FDP-PolitikerinMichèle Strähl und der EDU-PolitikerMarcelWittwer duellieren sich auf TVO zumThurgauer Tanzverbot.

PascalMoser

Das Gesetz möge für manche
skurril klingen, sagt Stefan
Schmid, Moderator und Tag-
blatt-Chefredaktor, zu Beginn
derTVO-Sendung«ZurSache»
am Mittwochabend. Er meint
damit das Ruhetaggesetz im
KantonThurgau.Dieses verbie-
tet öffentlicheFeierlichkeitenan
hohen Feiertagen wie anWeih-
nachten,Karfreitag,Ostersonn-
tag, Pfingstsonntag und dem
Eidgenössischen Dank-, Buss-
und Bettag.

Am28. September entschei-
det das Thurgauer Stimmvolk
über eine Lockerung dieses so-
genanntenTanzverbots. Anläs-
se in Innenräumenmitweniger
als 500 Besuchenden könnten
bald erlaubt sein. Möglich wä-
ren damit etwa Kino- oder Dis-
cobesuche. Teile der EDU und
SVP hatten dagegen das Refe-
rendum ergriffen. In der Sen-
dungdiskutiertendieThurgau-

er Kantonsratsmitglieder Mi-
chèle Strähl (FDP) und Marcel
Wittwer (EDU).

Keine fünfgewöhnlichen
Tage
Letzterer führt alsArgumentan,
dass sich eine Lockerung des
Gesetzesnicht auf fünf gewöhn-
liche Tage im Jahr auswirken
würde. «Das sind Tage, die fast
überall auf derWelt vonMillio-
nenvonMenschengefeiertwer-
den und Teil unserer Kultur
sind», sagtWittwer.Ausserdem
schütze das heutige Gesetz die
Arbeitnehmenden.Es gebe kei-
nen Grund, das jetzt über Bord
zuwerfen.

Anders Michèle Strähl. Sie
argumentiert, ein Tanzverbot
sei nichtnureinwirtschaftlicher
Bremsklotz für zahlreicheKMU
im Thurgau, sondern auch un-
zeitgemäss. «Das Gesetz von
1989 ist bald 40 Jahre alt», sagt
sie.DerGrosseRat habedas er-
kannt, alsdieGesetzesänderung

beschlossenwurde.EineGefahr
für die Feiertage sehe sie nicht.
Clubs müssten bisher am Don-
nerstagabendvorKarfreitagum
Mitternacht schliessen. Den
ganzen folgendenTag sei für sie
kein Geschäft möglich. Die Be-
sucherinnenundBesucherwür-
den bevormundet und kurzer-
hand in Nachbarkantone aus-
weichen. Wittwer hält das

Gesetzhingegen für einenwich-
tigen Schutz der Ruhetage: «Es
dürfen wirklich alle Leute im
Thurgaudiese fünfTagehaben,
andenensiedieRuhegeniessen
können.»

Dass auchKinobesuche,Le-
sungenoderTheatervorführun-
gen eingeschränkt seien, hält
Strähl für eine Einschränkung:
«Überall wird gearbeitet, etwa

in der Landwirtschaft, der Gas-
tronomie oder bei der Polizei.
Wenn jemand im Club oder im
Restaurant arbeiten will, rech-
net man damit, dass man auch
mal an Feiertagen arbeiten
muss, viele wollen das sogar.»

«Ihr tretet als
Volkspsychiaterauf»
Warum man ausgerechnet an
diesen Tagen ins Kino oder in
denClub gehenwolle, verstehe
er nicht, sagt dagegenWittwer.
AneinemhohenFeiertag solche
Anlässe zu besuchen, sei ein
künstliches Bedürfnis. Strähls
Argumentation für die persön-
liche Freiheit sieht Wittwer als
verkappterWeg indie 24/7-Ge-
sellschaft. «Diese Werte wur-
den über Jahrhunderte trans-
portiert, sie geben uns Struktur
und Identität», sagt Wittwer.
«Jetzt sind wir am Punkt, wo
sich das Parlament gegen die
christlichen Tage und zuguns-
ten einer Spassgesellschaft ent-

scheidet. Das hat Folgen.»
Strähl argumentiert, dass ein lo-
ckeres Gesetz mehr Gemein-
schaftlichkeit im Thurgau er-
möglichenwürde: «Ich sehedas
nicht als Wertezerfall, sondern
förderlich für eine Gemein-
schaft.Warumsoll einKirchen-
chor auftreten dürfen, aber ein
Jodelchor nicht?»

Wittwerwirft seinerKontra-
hentin eine unschlüssige Argu-
mentation vor. Einerseits wolle
man mehr Profit, andererseits
die Ruhe gewährleisten. Der
FDPgehe es umdenKommerz.
Strähl kontert: «IhrhabtdasGe-
fühl, ihrwüsstetwas für dieGe-
sellschaft gut ist und tretet als
Volkspsychiater auf.»

Abschliessend fragt Schmid
die beiden Politiker, was sie an
dennächstenFeiertagenvorhät-
ten.WährendSträhl nochkeine
Plänehat, antwortetWittwer, er
werde sichmit seinemGlauben
beschäftigen. «Ich brauche si-
cher keinHalligalli.»

«Zur Sache» zum Ruhetagsgesetz mit Michèle Strähl, FDP, und Mar-
cel Wittwer, EDU, und Moderator Stefan Schmid. Bild: Ralph Ribi

Unterricht mit den Kleinsten in einer bosnischen Moschee in der Schweiz. Bild: Patrick Hürlimann


